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Bentralbehörden. 
605. Geſchäftsbetrieb der Trödler. 

Auf Grund des § 38 Abf.4 der Gewerbeordnung 
beſtimme ich: 

1. Biffer 2 Abſ. 1 der Vorſchriften für den Geſchäfts⸗ 
betrieb der Trödler uſw. vom 80. April 1901 (HM Bl. 
S. 48) in der Faſſung des Erlaſſes vom 26. Juli 
1902 (HM Bl. S. 299) erhält folgenden Zuſatz: 

„Dabei macht es keinen Unterſchied, ob es ſich 
um gebrauchte oder um neue Sachen handelt.“ 

2. Die Ziffer 9 a. a O. wird aufgehoben. 

Dieſe Aenderungen treten ſofort in Kraft. 

Berlin, den 24. Auguſt 1910. 

(Bg. 3527.) Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
606. Gewerbeſchullehrerinnen. 

Zu Ziffer III der Vorſchriften über die Ausbil⸗ 
dung von Gewerbeſchullehrerinnen vom 23. Januar 
1907 (HMBL. S. 14) beſtimme ich hiermit folgendes: 

I. a) Die unter Abſ. 1 vorgeſchrlebene Seminar: 
ausbildung nebſt Fachprüfung muß für jede Lehr⸗ 
befähigung geſondert geſchehen. Es findet indeſſen 
bel einer zweiten Ausbildung eine Befreiung von 
ſolchen Unterrichtsfächern ſiatt, die bereits Gegenſtand 
der erſten Ausbildung waren; die ſpäteren Prüfungen 
erſtrecken ſich daher nur auf diejenigen Unterrichts, 
fächer, in denen die weitere Ausbildung erfolgt ift. 
Die freie Zeit iſt zur Vervollkommnung der päͤda⸗ 
gogiſchen Ausbildung zu verwenden. 

b) Die Auswahl der Fächer, für welche die 
Lehrbefähigung erworben werden ſoll, iſt beliebig. 

ce) Die prafiifche Tätigkeit (Abſ. 2) beträgt im 
ganzen nur ½ Jahr, wenn es ſich um die Ver⸗ 


einigung der Lehrfächer IIb—d zu Ziffer II der 
Vorſchriften handelt. In welcher Weiſe die Kandi⸗ 
datin die praktiſche Tätigkeit für die einzelnen Lehr⸗ 
fächer nutzbar macht, bleibt ihr überlaſſen. Werden 
die Lehrfächer IIa, IIe und II f in die Auswahl mit 
einbezogen, ſo iſt das vorgeſchriebene praktiſche Halb⸗ 
jahr für jedes dieſer Lehrfächer neben dem für die 
Lehrfächer IIb IId abzuleiſten. 

d) Von dem Probejahr (Abſ. 3) wird, wenn 
es ſich um 2 Lehrbefähigungen handelt, die Hälfte 
erlaſſen. Es wird ganz erlaſſen, wenn mehr als 
zwei Lehrbefähigungen in Frage kommen. 

II. Für den Fall, daß die Schülerinnen beim 
Eintritt in das Gewerbeſchullehrerinnen⸗Seminar 
ſowohl die Prüfung als Handarbeits⸗ als auch als 
Hauswirtſchaftslehrerin nach den Beſtimmungen vom 
24. Juni 1907 (HM Bl. S. 244) abgelegt haben, 
wird die Hälfte des Probejahrs erlaſſen. Wollen 
ſolche Schülerinnen mehrere Lehrbefähigungen 
erwerben, ſo wird das Probejahr ganz erlaſſen. 

Berlin W. 66, den 14. September 1910 

Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 

(I Bg. 8673). 
607. Bier⸗Paſteuriſierapparate. 

In Brauereien werden einem mir erſtatteten Be⸗ 
richt zufolge neuerdings geſchloſſene Paſteuriſier⸗ 
apparate verwendet, in denen das Bier durch eine 
Dampfſchlange auf höhere Temperatur, etwa 65 C, 
erwärmt wird. Die Apparate ſind mit Manometer, 
Sicherheitsventil und einem annähernd an der höchſten 
Stelle befindlichen Entlüftungshahn verſehen. Bis 
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zu letzierem werden ſie mit Bier gefüllt. Bei der 
Erwärmung bis auf 65° ſteigt infolge austretender 
Kohlenſäure, wie Verſuche ergeben haben, der innere 
Ueberdruck auf 2 Atmoſphären. Das Freiwerden 
der Kohlenſäure bedeutet im vorliegenden Fall eine 
„Entſtehung durch Erhitzung“ im Sinne des 8 1 
Abſ. I der Dampffaßverordnung. Da außerdem in 
den Apparaten ein höherer als der atmoſphäriſche Druck 
entſteht, ſo ſind ſie als Dampffäſſer zu behandeln. 

Ob ihnen im einzelnen Fall Ausnahmen, etwa 
längere Friſten für wiederkehrende Unterſuchungen, 
auf Antrag zu gewähren ſind, ſtelle ich Ihrem Er⸗ 
meſſen (vergl. § 25 a. a. O.) anheim. 

Berlin W. 66, den 12. September 1910. 

Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 

(1 Bg. 3671.) 


608 Zentralheizungsanlagen. 

Die Firma Ch. Wacker⸗Schoen & Co. in Mül- 
haufen i. E. hat beantragt, ihre Zentral⸗Dampf⸗ 
heizungsanlagen, Syſtem Menneſſon, ohne die im 
§ 1 Abſ. 3 der allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen 
über die Anlegung von Landdampfkeſſeln vom 
17. Dezember 1908 geforderten Sicherheitsvor⸗ 
richtungen von dem Geltungsbereiche der vorgenannten 
Beſtimmungen auszunehmen. 

Bei dieſem Heizungaſyſtem wird der Feuerraum 
eines Dauerbrandofens aus einer in Gußeiſen ein⸗ 
gegoſſenen ſchmiedeeiſernen Heizſchlange gebildet. Das 
eine Ende der letzteren führt als Hauptleitung zu 
den Heizkörpern, während das andere durch ein ſelbſt⸗ 
tätiges hängendes Speiſeventil mit einem nicht von 
der Atmoſphäre abſperrbaren Waſſerbehälter in 
Verbindung ſteht, der den Schüttrichter des Heiz⸗ 
ofens umgibt. Die Rückleitungen der Heizkörper 
führen ſämtlich, ohne abſperrbar zu ſein, in dieſen 
offenen Waſſerraum. Das Speiſeventil läßt infolge 
ſeines Gewichts den Waſſerzufluß ſo lange zu, bis 
der Dampfdruck es ſchlleßt. Das Gewicht des Ventils 
iſt ſo bemeſſen, daß der Dampfdruck bei Etagen⸗ 
heizung etwa 0,2 Atm. Ueberdruck nicht überſteigt. 
Einer der Heizkörper iſt ohne Abſperrventil ausgerüſtet, 
fo daß infolge dieſes Um ſtandes und der Verbindung 
der Rückleitungen mit dem offenen Waſſerbehälter 
ein höherer Ueberdruck als die Ste ghöhe zwiſchen 
Ofen und Heizkörper, zuzüglich der durch Widerſtände 
verlorenen Druckhöhe in dem Syſtem nicht entſtehen 
kann. Ueberlaſtungen oder Verſtopfungen des Speiſe⸗ 
venuils üben daher keine Wirkung auf die Druckhöhe 
in den Leitungen aus. Aus dieſem Grunde trage 
ich kein Bedenken, das vorbezeichnete ſelbſttätige 
Speiſeventil im Sinne des $ 1 Abſ. 3 Buchſtabe 7 
a. a. O. als eine den Standrohren gleichwertige 
Stcherheits vorrichtung mit folgenden Einſchränkungen 
anzuerkennen: 

1. Die Anerkennung wird beſchränkt auf Heizöfen 

für Zentralheizungen, Syſtem Menneſſon, bis 
zu 1 qm Heizfläche der Rohrſchlange. 


2. Das Gewicht des Speifenentils iſt fo zu be⸗ 
meſſen, daß der Dampfdruck im Hetzungs⸗ 
ſyſtem 0,5 Atm. nicht überſteigen kann. 

3. In der Nähe des Heizofens iſt ein Manometer 
mit weiter Teilung anzubringen, an dem der 
höchſte zuläſſige Druck der Heizung (0s Atm. 
Ueberdruck) durch eine rote Marke auf dem 
Zifferblatt deutlich gekennzeichnet iſt. 

4. Eimer der Heizkörper, der unmittelbar an die 
Hauptleitung anzuſchließen iſt, muß ohne Ab⸗ 
ſperrvorrichtung ausgeführt werden. In den 
Rückleilungen von den Heizkörpern dürfen keine 
Abſperrvorrichtungen liegen. Der Waſſerbehälter 
des Heizofens muß mit der Atmoſphäre in 
offener Verbindung ſtehen. 

Berlin, den 9. September 1910. 

(I. Bg. 3664.) Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
609. Kleinbahnen und Privatanſchlußbahnen. 
Nachtrag zur Ausführungsanweiſung vom 13. Auguft 
1898 zu 8 11 des Geſetzes über Kleinbahnen und 
Privatanſchlußbahnen vom 28. Juli 1892. 

Zu § 11. 1. Die Ziffer IV Abſaßt 2 erhält hinter 
„zine tragend anzulegen“ folgenden Zuſaß: 

Ein Viertel des Beſtandes des Erneuerungs⸗ und 
des Spezial⸗Reſervefonds muß aus Staatspapieren 
(preußiſchen Staats⸗ oder Reichsanleihen) beſtehen. 

2. Der Ziffer IV tritt als Abſatz Z hinzu: 

Für ſchon genehmigte nebenbahnähnliche Klein⸗ 
bahnen, die dieſer Verpflichtung zur Anſchaffung von 
Staatspapieren noch nicht unterliegen, iſt bei ber 
Genehmigung weſentlicher Aenderungen oder Erweite⸗ 
rungen anzuordnen, daß je ein Drittel der jährlichen 
Rücklagen für den Erneuerungs⸗ und den Spezial» 
Reſervefonds in jenen Staatepapieren angelegt werden 
muß, und zwar ſo lange, bis ein Viertel der Fonds 
aus ſolchen Werten beſteht. 

Berlin, den 12. September 1910. 

Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 
(JB. 2708.) Der Miniſter des Innern. 
610. Turnlehrerprüfung. 

Für die im Jahre 1911 in Berlin abzuhaltende 
Turnlehrerprüfung iſt Termin auf Montag den 
6. März 1911 und die folgenden Tage anberaumt 
worden. 

Meldungen der in einem Lehramte ſtehenden Be⸗ 
werber find bei der vorgeſetzten Dienſtbehörde ſpäteſtens 
bis zum 1. Januar 1911, Meldungen anderer Be⸗ 
werber bei der Königlichen Regierung, in deren 
Bezirk der Betreffende wohnt, ebenfalls bis zum 
1. Januar k. 38. anzubringen. 

Nur die in Berlin wohnenden Bewerber, welche 
in keinem Lehramte ſtehen, haben ihre Meldungen 
bei dem Königlichen PolizeiPräſidium hierſelbſt bis 
zum 1. Janvar k. Js. einzureichen. Die Meldungen 
können nur dann Berückſichtigung finden, wenn ihnen 
die nach 8 4 der Prüfungsordnung vom 15. Mai 
1894 vorgeſchriebenen Schriftſtücke ordnungsmäßig 
beigefügt ſind. 


Die über Geſundheit, Führung und Lehrtätigkeit 
beizubringenden Zeugniſſe müſſen in neuerer Zeit 
ausgeſtellt ſein. 

Die Anlagen jedes Geſuches ſind zu einem Hefte 
vereinigt vorzulegen. 

Berlin, den 17. September 1910. 

Der Minifter der geiftlichen, 
Unterrichts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten. 


Oberpräſident. 
611. Polizeiverordnung. 

An Stelle der hierdurch aufgehobenen Polizeiver⸗ 
ordnung vom 29. Juli d. Is. (Amtsblatt der König⸗ 
lichen Regterung zu Potsdam S. 365 und der 
Königlichen Regierung zu Frankfurt a. O. S. 215) 
wird auf Grund der 88 137 und 139 des Geſetzes 
über die Allgemeine Landesverwaltung vom 30. Jult 
1883 (G. S. S. 195) ſowie der 88 6, 12 und 15 
des Geſetzes über die Poltzeiverwaltung vom 
11. März 1850 (G. S. S. 265), da die Angelegen⸗ 
heit keinen Aufſchub geſtaltet, vorbehaltlich der Ge⸗ 
nehmigung des Provinzialrats, für den Umfang der 
Provinz Brandenburg mit Ausnahme des Landes⸗ 
polizeibezirks Berlin hierdurch verordnet, was folgt: 

Su. 

Alle Perſonen, welche, abgeſehen von den in den 
88 5, 6 und 7 dieſer Verordnung geregelten Flug⸗ 
verſuchen, Flüge unternehmen wollen, bedürfen dozu 
eines „Zeugniſſes für Flugzeugführer,“ welches von 
dem Vorſtande des Deutſchen Luftſchifferverbandes, 
Berlin W. 9, Voßſtraße 21, auszustellen iſt. Das 
Zeugnis iſt den Polizeibeamten auf Aufforderung 
vorzulegen und während der Fahrt mitzuführen. 

8 2. 

Das Zeugnis muß darüber Auskunft geben, mit 
welcher Art (Typ) von Flugzeugen der Inhaber zu 
fliegen für befähigt erachtet worden iſt. Das Auf⸗ 
fteigen mit einem anderen Typ als dem in dem 
Führerzeugnis bezeichneten iſt verboten, bis der 
betreffende Führer die Ausdehnung ſeines Zeugniſſes 
auf den anderen Typ bei dem Vorſtande des Deut⸗ 
ſchen Luftſchiffer verbandes eingeholt hat. 

3 


8 3. 

Die ein Prüfungezeugnis beſitzenden Flieger dür⸗ 
fen mit ihrem Flugzeug ohne beſondere polizeiliche 
Erlaubnis nur außerhalb der bewohnten Ortſchaften 
aufſteigen. Wo die beſonderen Verhältniſſe es nötig 
machen, können die Ortepolizeibehörden auch über die 
Grenzen der bewohnten Ortſchaften hinaus einen 
Bezirk beſtimmen, in welchem das Aufſteigen ohne 
beſondere polizeiliche Erlaubnis verboten iſt. 

8 4. 

Das Ueberfliegen von Sprengſtoff⸗Fabriken, Pe⸗ 
troleumlagern, Gasanſtalten und ähnlichen feuer⸗ 
gefährlichen Anlagen ſowie von Grundſtücken, die 
von elektriſchen Hochſpannungsanlagen netzartig über⸗ 
zogen find, tft verboten. 


zeugniſſe verſehenen 


8 6. 

Flugverſuche der nicht mit einem Führerprüfungs⸗ 
zeugniſſe ausgeſtatteten Perſonen ſind nur an den 
für dieſe Zwecke hergerichteten und eingefriedigten 
Flugplätzen geſtattet. 


8 5 bezeichneten Flugplätze 
der nicht mit einem Führer⸗ 
g Perſonen von der Ortspoltzei⸗ 
behörde für ſolche Oertlichkeiten geſtattet werden, wo 
mit Rückſicht auf die Lage zu den Verkehrsſtraßen 


Außerhalb der in 
können Flugverſuche 


und den Umfang des Verkehrs eine Gefährdung der 


öffentlichen Sicherheit nicht zu befürchten iſt. Die 
polizelliche Erlaubnis kann nötigenfalls auf be⸗ 
ittmmte Tagesſtunden begrenzt oder durch gewiſſe 
Schutzmaßnahmen beſchränkt werden. 

7 


Den nicht mit einem Führerzeugniſſe ausgeſtatteten 
Perſonen iſt verboten, bei ihren Flügen unbeteiligte 
Paſſagiere oder Führeraſpiranten mitzunehmen oder fa 
an öffentlich angekündigten Schauflügen zu beteiligen. 

© 


8 8. 

Zuwiderhandlungen gegen dleſe Verordnung werden, 
ſoweit nicht nach ſonſtigen geſetzlichen Vorſchriften 
eine höhere Strafe verwirkt iſt, mit Geldſtrafe bis 


zu 60 Mark beſtraft. 


Dieſe Polizeiverordnung tritt mit dem Tage ihrer 
Veröffentlichung in Kraft. 
Potsdam, den 1. Oktober 1910. 
Der Oberpräſident. 


O. P 18901. von Conrad. 
Negierungspräſident. 
(Regierung.) 
612. Polizeiverordnung 


betreffend Abänderung der Baupolizeiverordnung 
für die Städte des Regierungsbezirks 
Frankfurt a. O. vom 28. November 1895. 
Auf Grund der 88 6, 12 und 15 des Geſetzes 
über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 
(G S. S. 265) und der 88 137 und 139 des 
Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 
30. Juli 1883 wird unter Zuſtimmung des Be⸗ 
zirksausſchuſſes für die Städte des Regierungsbezirkes 
Frankfurt a. O. folgendes verordnet: 
§ 43 Ziffer 1 und 2 der Baupolizeiverordnung 
für die Städte des Regierungsbezirks Frankfurt o. O. 
vom 28. November 1895 erhält folgende Faſſung: 
„Für einzelne Städte oder Stadtteile können 
mit Genehmigung des Reglerungspräſidenten 
beſondere Ortspolizeiverordnungen erlaſſen 
werden, welche die in dieſer Verordnung ge⸗ 
gebenen Beſtimmungen verſchärfen.“ 
Frankfurt a. O, den 29 September 1910. 
Der Regierungspräſident. 
von Schwerin. 
38* 


613. Beer 4 = | Nachweiſung der Durchſchnitts⸗Markt⸗ und 


8 Hauptmarktorte Weizen Roggen Hafer 
E Gerſte 
und Kreiſe, für welche die 
ä Preiſe gelten 2 “| 8 . 8 1 8 
5 5 slsıalälsle)ä]sldle 
3 Es koſten je 100 Kilogramm 
DIENTEN TERN e g IP Mol: PFEIFFEITTEIT TE! 


42|1413813|8013/44| 1662116 1014/92 


Calau, Spremberg, € Sorau, 


Cottbus f — 190801479½14 5214/2611714 1 


Forſt, Guben, Cottbus. NL | | 
2. Croſſen . 119]28 — 1 — — 114 ——— 1 —.— i —— — — 
Croſſen. | 
3. Cüſtrin 191—118j38[18]—[14]5 di 1801307516 1 15 RB 1 7511544014 19013 50 “ra . 
Königsberg Nm. "und Soldin. A 
4, Frankfurt DE % 10 3319 19 18185 28 1413751157 9 13 6013/40 a 1503314095 
Frankfurt a. O. Befdemben, 20 8 
5. he e Tr- ha Sa Des 5014 er 35 
Lebus. 
Landsberg a. W. reer II 112 15|44115/01|1&|79 
Arnswalde, Friedeberg Nm., 
Landsberg a. W. Ar 
7. Lübben — —— e — — — 11550 ——— 114/50 — — = -1— 
Lübben, Luckau. 
8. Jüllſchauu 209018501420 L4— ee 15080015 °P 13 II = 
Bitlihan, Oftiternberg. 2 5 | | | | 1 I = a 2 | | | 
8 Weiß-] Gran eien Buch. 
5 Hauptmarktorte rot mit gaden⸗ IPeizen⸗ erſten 
© | (Rreife, wie in vorftehender Nach⸗ nudeln Gel graupen 
8 weiſung angegeben) 
5 


Cottbus 40 40 
Croſſen LDE 3 — - j { 49 3⁵ 

3. Cüſtrinmg g — — £ 45 25 500 — 55 
4. rankfurt a. D. — 2 — 5 38 — 20 50 2 —| — 86 
. Sat ftenwalde . . N 50 & 30 — 26 — 25 26 — 80 — 50 45 — 30 
Landsberg a. 5 25 ka) 260 — 65 25 — 60 — 37 3] — 35 
Lübben 30 — 1 — 25 — — 80 40 

— — — je 50 


L Lalb [Hammer] 


Rind 


Ieh anne Inland = Roß⸗ 
5 re e e Kopf Rücken Inländiſch., geräucherter 3 
& ( 5 1 1 ; Keule Bug Bauch Keule Bug Keule Bug Keule Bug und fett Schinken hr fleiſch 
3 Nachweiſung Beine ne friſch) ich imchanzenſlmelusſchn. e 

& angegeben) 


Es koſtet 5 1 kg in der erſten £ Hälfte Jälfte des 2 Monats 


1 

1 40 

7 1 25 
3. Entrin 1 50 
4. Frankfurt a. O. 1 40 
1 Fürstenwalde 1 40 
= A W. 150 
Lübben 1 40 
. Züllichau 1800 1 400 1 ja 


N 


281 
Laden⸗Preiſe für den Monat September 1910. 


Hulſenfrüchte | Effartoffeln | den | Stroh 
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Schweineſchmalz 


Backobſt Kaffee Zucker J Speiſe⸗ 


Hirſe Reis 
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N Beine ie) im GanzenliimAusign. 25 

12 Es Lofer je I kg in der zweiten Hälfte des Monats 
„1160 30 1 30 0 
1 60 30 1 20 45 45 
41/8 1,75] 15 60 60 
60% 040 60 60 
11841 2 1601 T 40 80 sa 

190 0 1 50 70 601 — 800 1 80 
1,80 1170| 1 40 60 6⁰ TI 

14800 1 [46 140 60 53 — 80 1 60 
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614. Nach weiſung der Durchſchnittspreiſe mit 
fünf vom Hundert Aufſchlag für guten Hafer, Heu 
und Richtſtroh 
für den Monat September 1910. 


Durchſchnittspreis 
für 50 Kilogramm 


Heu 


Hauptmarktorte 
und Kreiſe, 
für welche die Preiſe gelten 


Richt⸗ 


guten 
ſtroh 


Hafer 


fd. Nummer 


Cottbus Stadt und Land, 
Guben Stadt und Land, 
Sorau, Forſt N.⸗L. Stadt, 
Calau, Lübben, Sprem⸗ 
berg, Luckau. 

2. Cüſtrin 
Königsberg Nm, Soldin. 


3.| Frankfurt a. O. 
Frankfurt a. O. Stadt, 
. Weſt⸗Sternberg. 


4. Fürſtenwalde 
Lebus. 


5.] Landsberg a. W. 
Landsberg Stadt und 
Land, Arnswalde, Friede⸗ 
berg Nm. 


6. Zülli chan 
Eroſſen a. O, Oſt⸗Stern⸗ 
berg, Züllichau. 

Frankfurt a. O., den 30. September 1910. 


Der Regierungspräfident. 


615. Hauſierhandel mit Heilmitteln. 

An die Herren Landräte und die ſtädtiſchen 
Polizeiverwaltungen. 

Es iſt zu meiner Kenntnis gekommen, daß von 
herumziehenden Händlern u. a. folgende Heilmittel: 
Hienfengeſſenz, Webers Alpenkräutertee, Harzer Ge: 
birgstee, Wolfs⸗Unioerſaltropfen, Huſtentropfen, Pain⸗ 
Expeller, Reſtitutlonsfluid, Eukalyptusöl Hamburger⸗ 
uſw. Pflaſter in den Handel gebracht werden; ihr 
Verkauf iſt nach § 56 Abſatz 2 Ziffer 9 der Ge⸗ 
wer beordnung im Umherziehen verboten. Sie werden 
zudem für unverhältnismäßig hohe Preiſe und zur 
Heilung faſt aller Krankheiten angeboten. Die Be⸗ 
völkerung wird dadurch nicht bloß üdervorteilt, ſondern 
auch in ihrer Geſundheit geſchädigt. 

Ich erſuche, die Haufierer durch dle polizeilichen 
Organe ſchärfer über wachen und ihre Warenvorräte 
auf das Vorhandenſein unerlaubter Heilmittel prüfen 
zu laſſen. Auch iſt zu beachten, daß derartige Händler 
einen Wandergewerbeſchein meiſt nur für Wollwaren, 
Porzellan uſw. beſitzen. Dieſe Waren liegen dann 
in ihren Körben oben auf und dienen dem eigent⸗ 
lichen, ihnen den meiſten Nutzen bietenden Handels⸗ 
artikel bloß als Deckmantel. Oft haben die Hau⸗ 
ſierer die verbotenen Mittel auch nicht bei ſich, ſondern 
nehmen nur dle Beſtellung entgegen, um zur Um⸗ 


gehung der geſetzlichen Beſtimmungen den Auftrag 

ſpäter auszuführen und die Waren zu verteilen. 
Frankfurt a. O., den 1. Oktober 1910. 

I Bg. 3676. Der Regierungspräſident. 


616. Leichenbeförderung auf Eiſenbahnen. 

Bei dem Transport einer Leiche nach Oeſterreich⸗ 
Ungarn mittels Eiſenbahn ſind durch die mangelhafte 
Einſargung bezw. durch die unterlaſſene Verlötung 
des Metalſarges Unzuträglichkeiten entſtanden. 

Nach § 44 Ziffer 3 der Eiſenbahn Verkehrs⸗ 
ordnung (Reichsgeſetzblatt 1909 Seite 109) muß 
jede Leiche in einem widerſtandsfähigen Metallbehälter 
luftdicht verſchloſſen und dieſer in einen hölzernen 
Behälter fo feſt eingeſetzt fein, daß er ſich nicht 
darin verſchieben kann. Die luftdichte Einſchließung 
der Leiche wird ſich aber, wie der vorllegende 
Spezialfall beweiſt, ohne Verlötung des Metallbe⸗ 
hälters nicht erzielen laſſen. 

Da die Verantwortung für die vorſchriftsmäßige 
Einſargung der Leiche dem Ausfteller des nach 8 44 
Ziffer 4 a. a. O. der Eiſenbahn vorzulegenden 
Leichenpaſſes zufällt, jo erſuche ich, die in Frage 
kommenden Amtsſtellen dafür Sorge zu tragen, daß 
nur vorſchriftsmäßig eingeſargte Leichen zur Bahn⸗ 
beför derung gelangen. 

Frankfurt a. O., den 23. September 1910. 

1 A. 4312. Der Regierungspräſident. 


617. Apotheker⸗Prüfungskommiſſion. 

Für den Zeitraum vom 1. Oktober 1910 bis 
Ende September 1913 beſteht die Prüfungskommiſſion 
für die pharmazeutiſche Vorprüfung (§ 3 der Prü⸗ 
fungsordnung für Apotheker vom 18. Mat 1904) 
aus dem Regierungs- und Geheimen Medizinalrat 
Dr. Barnick als Vorſitzenden und den Apothekern 
Fahrenholz und Spielmann hier. 

Stellvertreter ſind Kreisarzt Med.⸗Rat Dr. Schaefer 
und Apothekenbeſitzer Dr. phil. Kahnemann hier. 

Frankfurt a. O., den 27. September 1910. 

I A. 4331. Der Regierungspräſident. 


618. Theateraufführung. 

Des Königs Majeſtät haben durch Allerhöchſten 
Erlaß vom 4. d. Mts. zur öffentlichen Aufführung 
der beiden Schauſpiele „Die Hoſen des Herrn von 
Bredow“ von Oskar Wagner und von Kory Toweka, 
in welchen der Kurfürſt Joachim I. von Branden 
burg als Darſteller auf der Bühne erſcheint, die 
Genehmigung zu erteilen geruht. 

Frankfurt a. O., den 30. September 1910. 

I. A. 4352. Der Regierungspräſident. 


619. Verkaufszeit in Alt⸗Döbern. 

Nachdem eine größere Zahl von Gewerbetreibenden 
die Anordnung des Achtuhrladenſchluſſes für die 
offenen Verkaufsſtellen der ſämtlichen Ladengeſchäfte 
während der Zeit vom 1. Oktober bis 30. April j. J. 
mit Ausnahme der Sonnabende in der Landgemeinde 
Alt⸗Döbern beantragt hat, wird hiermit bekannt 
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gemacht, daß der Herr Amtsvorfieher in Alt⸗Döbern 
von mir zum Kommiſſar behuſs Feſiſtellung der 
gemäß § 139 f Abſatz 1 der Gewerbeordnung in der 
Faſſung vom 26. Juli 1900 erforderlichen Zahl von 
zwei Dritteln der beteiligten Geſchäftsinhaber ernannt 
worden iſt. 

Frankfurt a. O., den 29. September 1910. 

1 Bg. 3682. Der Negierungepräftdent. 
620. Einjährig Freiwillige z. 1. 4. 11. 

Am 1. April 1911 werden bei folgenden Truppen⸗ 
teilen des III. Armee⸗Korps Eimjährig⸗Freiwillige 
eingeſtellt werden: 

1. beim Inf.⸗Regt. Nr. 48 in Cüſtrin, 

2. beim Inf. Regt. Nr. 20 in Wittenberg. 

Die Herren Landräte und Oberbürgermeiſter 
erſuche ich, dieſe Bekanntmachung in die zu amt⸗ 
lichen Veröffentlichungen benutzten Blätter aufzu⸗ 
nehmen, ſoweit dies koſtenfrei geſchehen kann. 

Frankfurt a. O., den 26. September 1910. 

Der Regierungspräſident. 
621. Ernennung von Konſuln. 

I. Der bisherige Kanzler bei dem franzöſiſchen 
Konſulat in Düſſeldorf, Vizekonſul I. Klaſſe Georges 
Grégorie iſt zum Verweſer des Konſulats in Berlin 
ernannt worden. 

II. Herr Karl Heins iſt an Stelle des von ſeinem 
Poſten zurücktretenden Herrn Ernſt Simon zum 
Braſiltaniſchen Vizekonſul in Berlin ernannt und 
während der bevorſtehenden Abweſenhelt des Braft- 
lianiſchen Konſuls Fritz mit der interimiſtiſchen 
Verwaltung des Braſilianiſchen Konſulats in Berlin 
beauftragt worden 

III. Herr Manuel Ecay de Rojas iſt zum General⸗ 
konſul der Republik Kuba für das Deutſche Reich 
mit dem Amte ſitze in Hamburg an Stelle des Herrn 
Paſterſony Jauregny ernannt worden. Herrn Ecay 
de Rojas iſt namens des Reichs das Exequatur 
erteilt worden. 

Frankfurt a. O., den 17. September 1910. 


I Bg. 3563. Der Regierungepräfident. 
622. Ausreichung neuer Zinsſcheine zu 


Staatsanleihen uſw. 

Die Zinsſcheine Reihe III Nr. 1 bis 20 zu den 
Schuldverſchretbungen der preußiſchen konſolidierten 
Zprozentigen Staatsanleihe von 1890 und diejenigen 
Reihe II Nr. 1 bis 20 zu den gleichartigen Schuld⸗ 
verſchreibungen von 1900, 1901, 1902, beide über 
die Zinſen für die zehn Jahre vom 1. Oktober 1910 
bis 30. September 1920 nebſt den Erneuerungs⸗ 
ſcheinen für die folgende Reihe werden 

vom 1. September d. Js. ab 
ausgereicht, und zwar 
durch die Kontrolle der Staatspapiere in Berlin SW. 68, 
Oranienſtraße 9294, 
durch die Königliche Seehandlung (Preußiſche Staats⸗ 
bank) in Berlin W. 56, Markgrafenſtr. 46a, 
durch die Preußiſche Zentralgenoſſenſchaſtskaſſe in 
Berlin C. 2, am Zeughauſe 2, 


durch ſämtliche Preußiſche Regierungs⸗Haupkkaſſen, 
Kreiskaſſen, Oberzollkaſſen, Zollkaſſen und haupt · 
amtlich verwaltete Forſtkaſſen, 

durch ſämtliche Reſchsbankhaupt und Reichsbankſtellen 
und ſämtliche mit Kaſſeneinrichtung verſehene 
Reichsbanknebenſtellen, ſowie 

durch diejenigen Oberpoſtkaſſen, an deren Sitz ſich 
keine Reichsbankanſtalt befindet. 

Formulare zu den Verzeichniſſen, mit welchen die 
zur Abhebung der neuen Zineſcheinreihe berechtigenden 
Erneuerungsſcheine (Anweiſungen, Talons) den Aus⸗ 
reichungsſtellen einzuliefern find, werden von dieſen 
unentgeltlich abgegeben. 

Der Einreichung der Schuldverſchreibungen bedarf 
es zur Erlangung der neuen Zinsſcheine nur dann, 
wenn die Erneuerungafcheine abhanden gekommen find. 

Berlin, den 11. Auguſt 1910. 

Hauptverwaltung der Staatsſchulden. 
v. Biſchoffshauſen. 
Die Herren Landräte u. Oberbürgermeiſter werden er⸗ 
ſucht, vorſtehende Bekanntmachung durch die zu amtlichen 
Bekanntmachungen beſtimmten Blätter, fomeit dies ohne 
Koſten für die Staatskaſſe geſchehen kann, zu verbreiten. 

Die Regierungshauptkaſſe, die Kreiskaſſen und 
die hauptamtlich verwalteten Forſtkaſſen des Be⸗ 
zirks werden auf die Bekanntmachung mit dem Ver⸗ 
anlaſſen hingewieſen, bei der Ausreichung der Zins⸗ 
ſcheine nach Maßgabe des Erlaſſes des Herrn Finanz⸗ 
miniſters vom 29. April 1907 — mitgeteilt unterm 
4. Juni 1907 — K. 2118 — mitzuwirken. 

Frankfurt a. O, den 19 Auguſt 1910. 

K. 663. Königliche Regierung. 


Andere Behörden, 


623. In Kuchary Gutsbezirk u. Gemeinde, Kr. Pleſchen, 
Baben, Kr. Adelnau und Kotlin, Kr. Jarotſchin, iſt 
die Maul⸗ und Klauenſeuche ausgebrochen. 

Poſen, den 28. September 1910. 

Der Reglerungspräſident. 
624. Gemäß § 46 des Kommunalabgabengeſetzes 
vom 14. Juli 1893 G. S. S. 152) wird zur 
öffentlichen Kenntnis gebracht, daß der im laufenden 
Steuerjahre zu den Kommunalabgaben einſchätzbare 
Reingewinn aus dem Betriebejahr 1909/10 bei der 
Niederlauſitzer Eiſenbahn auf 
110487 Mark 

feſtgeſetzt morden iſt. 

Halle a. Saale, den 26. September 1910. 

Der Königliche Eiſenbahnkommiſſar. 

625. Mit Genehmigung des Herrn Finanzminiſters 
wird das Zollamt I. Klaſſe in Droſſen im Bezirke 
des Hauptzollamts Croſſen a. O. vom 1. Oktober 
d. Js. ab in ein Zollamt II. Klaſſe umgewandelt. 

Berlin, den 24. September 1910. 

Der Präſident der Oberzolldirektion. 

626. Mit Genehmigung des Herrn Finanzminiſters 
wird das Zollamt I. Klaſſe in Friedeberg N.⸗M. im 
Bezirk des Hauptzollamts in Landsberg a. W. vom 
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1. Oktober d. Js. ab in ein Zollamt IT. Klaſſe um⸗ 
gewandelt. 
Berlin, den 28. September 1910. 
Der Präſident der Oberzolldireftion. 


627. Perſonalnachrichten. 

a) Aus Anlaß ihres zum 1. Oktober erfolgenden 
Uebertrittes in den Ruheſtand haben Allerhöcht ver- 
liehen erhalten: Forſtmeiſter von Alt⸗Stutterheim in 
Sorau den Kronenorden III. Kl., Forſtkaſſenrendant, 
Rechnungsrat von Baſſewitz in Hohenwalde Nm. den 
Roten Adler⸗Orden IV. Kl., Hegemeiſter Paul 
Schröder in Schermeiſel, Kr. Oſt⸗Sternberg, den 
Kronenorden IV. Kl. 

b) Die Verwaltung der mit der Forſtkaſſe in 
Drieſen nebenamtlich verbundenen Baukaſſe iſt dem 
Forſtkaſſenrendanten Rechnungsrat Ganger in Driefen 
vom 1. Oktober 1910 ab übertragen worden. 

c) Der Direktor des Königlichen Gymnaſiums 
in Cüſtrin Dr. Hartmann iſt vom 1. November d. 
Is. ab in gleicher Eigenſchaft an das Königliche 
Gymnaſium in Frankfurt a. O. verſetzt worden. 

d) Der Kandidat des höheren Lehramts Adolf 
Riebold iſt als Oberlehrer und Adjunkt angeſtelli 
und dem Königlichen Pädagogium und Waiſenhauſe 
in Züllichau überwieſen. 

e) Die geprüfte techniſche Lehrerin Gertrud Gerbis 
in Schöneberg tft vom 1. Oktober d. Is. ab als 
techniſche Lehrerin an der höheren Mädchenſchule in 
Cottbus angeſtellt worden. 

) Der bisherige Diakonus in Letſchin, Diözeſe 
Frankfurt II, Wilhelm Riedel iſt zum Pfarrer der 
Parochie Gottſchimmerbruch, Diözeſe Friedeberg Nm., 
beitelli worden. 

g) Erledigt iſt die Pfarrſtelle unter Magiſtrats⸗ 
Patronat an der lutheriſchen Konkordiengemeinde zu 
Landsberg a. W., Diözeſe Landsberg a. W. I, durch 
Verſetzung des Pfarres Stäglich in den Ruheſtand 
zum 1. Oktober 1910. 

Michtamtliches. 
628. Mittelſchullehrer 
mit Befähigung in beliebigen Fächern zum Unterricht 
in den gehobenen Klaſſen ſowie in den Volksſchul⸗ 
klaſſen unſerer evangeliſchen Stadtſchule vorbehaltlich 
der Genehmigung der Königlichen Regierung zum 
1. April 1911 geſucht. 

Grundgehalt 1400 Mk., Amtszulage 500 Mk., 
Wohnungsgeld und Alterszulagen werden nach den 
Feuſetzungen des Lehrerbeſoldungsgeſetzes vom 
26. Mai v. Is. gewährt. (Servisklaſſe D). 

Bewerbungsgeſuche mit Lebenslauf und Zeugniſſe 
find baldigſt, ſpäteſtens bis zum 15. Oktober d. Is. 
uns einzureichen. 

Es werden auch Bewerbungsgeſuche ſolcher Herren 
berückſichtigt, die in abſehbarer Zeit die Prüfung 
ablegen. 

Fürſtenberg a. O., den 21. September 1910. 

Der Magiſtrat. 


629. An der hieſigen evangeliſchen Volksſchule 
iſt zum 1. April 1911 vorbehaltlich der Genehmigung 
der Königlichen Regierung 
eine Lehrerſtelle 
zu beſetzen. 
Einkommen nach dem neuen Lehrerbeſoldungsgeſetz. 
Bewerbungen mit Lebenslauf und Zeugniſſen ſind 
baldigſt, ſpäteſtens bis zum 15. Oktober d. Js. an 
uns einzureichen. 
Fürſtenberg a. O., den 21. September 1910. 
Der Magiſtrat. 
630. Die Herren Mitglieder des Stiftungevereins 
der Klein⸗Glienicker Waiſenverſorgungsanſtalt für 
die Provinz Brandenburg werden zu der auf 
Montag, den 7. November 1910 
nachmittags 4½ Uhr 
im Saale der Anſtalt zu Klein⸗Glienicke anberaumten 
ſtatutariſchen Hauptverſammlung ergebenſt eingeladen. 
Tagesordnung: 
1. Geſchäfte⸗ und Erziehungsbericht für das Jahr 
vom 1. April 1909/10 
2. Rechnungslegung für dieſen Zeitraum und ev. 
Erteilung der Entlaſtung. 
3. Bildung des Waiſenamts, zugleich durch Erſatz⸗ 
wahlen für ausſcheidende Mitglieder. 
4. Geſchäfiliche Mitteilungen. 
Potsdam, den 12. September 1910. 
Das Waiſenamt. 
631. Der Beſitzer des Rutergutes Sallgaſt be⸗ 
abſichtigt folgende Wegever änderungen vorzunehmen: 
1 Gemarkung Sallgaſt, a) Kartenblatt I, die Wege: 
Parzelle Nr. 14 von Lieskau nach Sallgaſt, Parzelle 
Nr. 68 von Lieskau bis zur Straße Sallgaſt— Finſter⸗ 
walde u. Parzelle Nr. 51 von Sallgaſt nach Finſter⸗ 
walde ſollen begradigt werden. Parzelle Nr. 56 
Schulſteig von Klingmühl nach Sallgaſt ſoll begradigt 
u. zum Teil verlegt u. der Weg Parzelle Nr. 57 
von Klingmühl nach Sallgaſt ſoll begradigt u. die 
Erweiterung an der Einmündung in die Finſterwalder 
Straße ſoll, ſoweit fie nicht mit dem Schuifteig 
Parzelle Nr. 56 zuſammenfällt, eingezogen werden. 
Die Kirchſteige Parzelle Nr. 54 u. 55 von Gohra 
nach Sallgaſt u. der Waldwärterweg Parzelle Nr. 59 
ſollen eingezogen werden. Die Wege Parzelle 57 
u. 58 nach Gohra bezw. Mückenberg ſind wegen 
Bahnbau ſ. Zt. verlegt worden. b) Kartenblatt II, 
die Wege Parzelle 19 von Sallgaſt nach Gohra, 
Parzelle 20 u. 22 von Sallgaſt nach Coſtebrau u. 
Parzelle 9 der ſogenannte Töpferweg ſollen begradigt 
u. Parzelle 20 außerdem in Breite von 2 Ruten 
hergeſtellt werden. Die Wege Parzelle 11, der ſo⸗ 
genannte Wieſenweg, u. Parzelle Nr. 12, Fußweg 
von Gohra nach Wormlage ſollen eingezogen werden. 
2. Gemarkung Klingmühl. a) Kartenblatt I, Weg 
Parzelle 1 von Finſterwalde nach Sallgaſt ſoll zum 
Teil bis auf 8—9 m verſchmälert, zum Teil erweitert 
u. begradigt werden u. der Weg nach Zürchel 
Parzelle 9/8 zum Teil verlegt werden. b) Karten⸗ 
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blatt II, Parzelle 94/64 Weg von Gohra nach 
Poley u. Parzelle a Weg von Gohra nach Klettwitz 
ſollen begradigt und in größerer Breite verſteint 
werden. Einige Holzabfuhrwege, die ihren Zweck 
als ſolche erfüllt haben, werden eingezogen. Gemäß 
8 57 des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 1. Auguſt 1883 
wird dieſes Vorhaben mit der Aufforderung bekannt 
gemacht, Einſprüche dagegen innerhalb vier Wochen 
bei Vermeidung des Ausſchluſſes bei mir anzubringen. 
Eine Handzeichnung über die Wegever änderungen 
liegt in meinem Amtszimmer zur Einſicht der Be⸗ 
teiligten aus. 
Maſſen, den 25. September 1910. 
Die Wegepolizeibehörde für Amt Sallgaſt. 
J. V: Huth, Amtsvorſteher. 
632. Statut für den 
Marienthal Scjurtemamplder Spritzenverband. 


Die Gemeinden Marienthal und Schartowswalde 
werden hiermit unter der Benennung „Marienthal⸗ 
Schartowswalder Spritzenverband“ zu einem Zweck⸗ 
verband (8 128 ff. der Landgemeindeordnung) mit 
dem Sitze in Marienthal vereinigt. 

Zweck des Verbandes iſt die gemeinſame Be⸗ 
ſchaffung und Unterhaltung der Feuerlöſcheinrichtungen 
und die Bedienung der Feuerlöſchgeräte. 

2 


Zur Erfüllung dieſes Zweckes ſoll zunächſt eine 
zweckentſprechende Feuerſpritze nebſt Zubehör auf 
Verbandskoſten beſchafft werden. 

Die Ausgaben des Verbandes werden von der 
Gemeinde Marienthal und der Gemeinde Schartows⸗ 
walde (wie bei der Anſammlung des Spritzenfonds 
ſchon verfahren iſt) nach der Morgenzahl aufgebracht 
und getragen. 


8 3. 

Die Gemeinde Marienthal übernimmt die Be⸗ 
ſpannung der Spritze und ſtellt zur Bedienung der⸗ 
ſelben den Spritzenmeiſter und deſſen Stellvertreter. 
Dagegen ſtellen beide Gemeinden zuſammen die 
Mannſchaften. 

8 4. 

Verbands vorſteher iſt der jedesmalige Gemeinde⸗ 
vorſteher in Marienthal; in Behinderungsfällen 
wird derſelbe von dem Gemeindevorſteher in Schar⸗ 
towswalde vertreten. 

Der Verbandsvorſteher vertritt den Verband nach 
außen, er bringt die gemeinſchaftlichen Beſchlüſſe 


zur Ausführung und führt unter ſei 
den laufenden 1 er ſeiner Unterſchrift 


| 8 5. 

Die Beſchlußfaſſung über die gemeinſamen An⸗ 
gelegenheiten des Verbandes erfolgt durch die Ge: 
meinde⸗Verſammlungen von Marienthal und Schar⸗ 
towswalde in gemeinſchaftlicher Sitzung. Für den 
Fall, daß ein Beſchluß nicht zuftande kommt, 
unterwerfen ſich die beteiligten Gemeinden der 
Entſcheidung des Kreisausſchuſſes zu Friedeberg Nm. 


Die letztere iſt endgültig und unterliegt einer An⸗ 
fechtung nicht. i 


8 6. 

Urkunden über Rechtsgeſchäfte, welche den Verband 
gegen Dritte verbinden ſollen, ingleicher Vollmachten 
müſſen von dem Vorſteher des Verb endes und den 
Gemeindevorſtehern und den erſten Schöffen der 
beteiligten Gemeinden unterſchrieben ſein. 


8 7. 

Dieſes Statut ſoll nach erfolgter Beſtätigung 
durch den Kreisauſchuß zu Friedeberg Nm. ſofort 
in Kraft treten. 

Marienthal, den 18. Juni / 13. Auguſt 1910. 

Die Gemeinde Marienthal: 
(Siegel) Gemeinde⸗Verbandsvorſteher. 


Bautz. 
Schwaß, 1. Schöffe. 
Die Gemeinde Schartowswalde. 

Baber, Gemeindevorſteher. 

Metz, 1. Schöffe. 

„Vorſtehendes Skatut des Marienthal⸗Schartows⸗ 
walder Sprigenverbandes vom 18. Juni / 13. Auguſt 
1910 wird hierdurch genehmigt. 

Friedeberg Nm., den 6. September 1910. 

Der Kreisausſchuß. 
(Siegel) von Waldow. 
J. Nr. 4995. 10 K. A. 


633. Statut 
für den Sehlsgrund⸗Mühlendorf'er Sprigenverband. 
sl 


(Siegel) 


8 1. 

Die Gemeinden Sehlsgrund und Mühlendorf 
werden hiermit unter der Benennung „Sehlsgrund⸗ 
Mühlendorf'er Spritzenverband“ zu einem Zweck⸗ 
verbande (§ 128 ff. Landgemeindeordnung) mit dem 
Sitze in Mühlendorf vereinigt. 

Zweck des Verbandes iſt die gemeinſame Be⸗ 
ſchaffung und Unterhaltung der Feuerloͤſcheinrichtungen 
und die Bedienung der Feuerlöſchgeräte. 

8 2. 

Zur Erfüllung dieſes Zweckes ſoll zunächſt eine 
zweckentſprechende Feuerſpritze nebſt Zubehör auf 
Verbandskoſten beſchafft werden. 

Die Ausgaben des Verbandes werden von der 
Gemeinde Mühlendorf zu / und der Gemeinde 
Sehlsgrund zu ½ übernommen. 

3 


Die Gemeinde Mühlendorf übernimmt die Be⸗ 
ſpannung der Spritze und ſtellt zur Bedienung der⸗ 
ſelben den Spritzenmeiſter und deſſen Stellvertreter. 
Dagegen ſtellen beide Gemeinden zuſammen die 
Mannſchaften. 


Verbandevorſteher iſt der jedesmalige Gemeinde⸗ 
vorſteher in Mühlendorf; in Behinderungsfällen 
wird derſelbe von dem erſten Schöffen vertreten. 

Der Verbandsvorſteher vertritt den Verband nach 
außen, er bringt die gemeinſchaftlichen Beſchlüſſe 
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zur Ausführung und führt unter ſeiner Unterſchrift 
den laufenden Schriftwechſel. 
5 


\ 85. 

Die Beſchlußfaſſung über die gemeinſamen An⸗ 
gelegenheiten des Verbandes erfolgt durch die Ge⸗ 
meinde⸗Verſaſ lung zu Sehlsgrund und Mühlen⸗ 
dorf in gemeinſchaftlicher Sitzung. Für den Fall, daß 
ein Beſchluß nicht zuſtande kommt, unterwerfen ſich 
die Beteiligten der Entſcheidung des Kreisausſchuſſes 
zu Friedeberg Nm. Die letztere iſt endgültig und 
unterliegt einer Anfechtung nicht. 

6 


Urkunden über Rechtsgeſchäfte, welche den Verband 
gegen Dritte verbinden ſollen, ingleichen Vollmachten, 
müſſen von dem Verbandevorſteher, ſowie dem Ge 
meindevorſteher und den erſten Schöffen der be⸗ 
teiligten Gemeinden unterſchrieben ſein. 

7 


Dieſes Statut ſoll nach erfolgter Beſtätigung 
durch den Kreisausſchuß zu Friedeberg Nm. ſofort 
in Kraft treten. 

Mühlendorf, den 13. Auguſt 1910. 

Die Gemeinde Sehlsgrund: 


(Siegel) Fritz, 
Gemeindevorſteher. 
Steinborn, 1. Schöffe. 
Die Gemeinde Mühlendorf: 
(Siegel) 


autz, 
Gemeinde- und Verbandevorſteher. 
Mack, 1. Schöffe. 

Vorſtehendes Statut des Sehlsgrund⸗Mühlen⸗ 
dorf'er Spritzenverbandes vom 13. Auguſt 1910 
wird hierdurch genehmigt. 

Friedeberg Nm., den 6. September 1910. 

Der Kreisausſchuß. 
(Siegel) von Waldow. 
J. Nr. 5099. 10. K. A. 
634. Statut für den Seegenfelder Spritzenverband. 
l 


Das Rittergut und die Gemeinde Seegenfelde 
werden hiermit unter der Benennung „Seegenfelder 
Spritzenverband“ zu einem Zweckverband (§ 128 ff. 
Landgemeindeordnung § 6 Feuerlöſchpolizei⸗Löſch⸗ 
ordnung des Kreiſes Friedeberg Nm.) mit dem Sitze 
in Seegenfelde vereinigt. 

Zweck des Verbandes iſt die gemeinſame Be⸗ 
ſchaffung und Unterhaltung der Feuerlöſcheinrichtungen 
und die Bedienung der Feuerlöſchgeräte. 

2 


Zur Erfüllung dieſes Zweckes ſoll zunächſt eine 
zweckentſprechende Feuerſpritze nebſt Zubehör auf Ver⸗ 
bandskoſten beſchafft werden. Die Ausgaben des Ver⸗ 
bandes werden von dem Rittergute zu */s und der 
Gemeinde Seegenfelde zu / übernommen. 

3 


Das Rittergut übernimmt die Beſpannung der 


ſelben den Spritzenmeiſter und deſſen Stellvertreter 
ſtellt. Dagegen ſtellen zur Hilfeleiſtung bei aus⸗ 
wärtigen Bränden das Gut und die Gemeinde je 
die Hälfte der nöligen Mannſchaften. Sind mehr 
erforderlich, als auf der Spritze Platz finden, ſo 
fahren Gut und Gemeinde je die Hälfte. 

4 


8 4. 

Als Verbandsvorſteher iſt der Pächter des Ritter⸗ 
gutes Seegenfelde, oder, falls ein anderer Vertreter 
ſeitens des Beſitzers dem Krelsausſchuſſe ſchriftlich 
benannt wird, dieſer; in Behinderungsfällen wird 
derſelbe von dem Gemeindevorſteher in Seegenfelde 
vertreten. 

Der Verbandsvorſteher vertritt den Verband nach 
außen, er bringt die gemeinſchaftlichen Beſchlüſſe zur 
Ausführung und führt unter ſeiner Unterſchrift den 
laufenden Schriftwechſel. 


Die Beſchlußfaſſung über die gemeinſamen An⸗ 
gelegenheiten des Verbandes erfolgt durch die Ge⸗ 
meindeverſammlung zu Seegenfelde und den jedes⸗ 
maligen Beſitzer des Rittergutes Seegenfelde in 
gemeinſchaftlicher Sitzung. Der Beſitzer hat das 
Recht ſich bei der Sitzung durch einen Vertreter, 
welcher durch kurzen, ſchriftlichen Auftrag legimti⸗ 
miert wird, vertreten zu laſſen. Für den Fall, daß 
eln Beſchluß nicht zuſtande kommt, unterwerfen ſich 
die Beteiligten der Entſcheidung des Kreisausſchuſſes 
zu Friedeberg Nm. Die letztere iſt endgültig und 
unterliegt einer Anfechtung nicht. 

6 


$ 6. 

Urkunden über Rechtsgeſchäfte, welche den Verband 
gegen Dritte verbinden ſollen, ingleichen Vollmachten 
müſſen von dem Verbandsvorſteher, dem Gemeinde⸗ 
vorſteher und dem jedesmaligen Beſitzer des Ritter⸗ 
gutes zu Seegenfelde unterſchrieben ſein. 

7 


Dieſes Statut ſoll nach erfolgter Beſtätigung durch 
den Kreisausſchuß zu Friedeberg Nm. ſofort in Kraft 
treten. 

Seegenfelde, den 1. Auguſt 1910. 

Der Rittergutsbeſitzer. 
(Siegel) von Erxleben. 
Der Verbandsvorſteher. 
(Siegel) A. Maaß. 

Auf Grund des Beſchluſſes der Gemeindeverſamm⸗ 
lung vom 29. Juni 1910. 

Der Gemeindevorſteher. Der Schöffe. 
(Siegel) Eckert. Sauermann. 

Vorſtehendes Statut des Seegenfelder Spritzen⸗ 
verbandes vom 1. Auguſt 1910 wird hierdurch ge⸗ 
nehmigt. 

Friedeberg Nm., den 6. September 1910. 

Der Kreisausſchuß. 
(Siegel) von Waldow. 


Spritze, während die Gemeinde zur Bedienung der⸗ J. Nr. 5041/10 K. A. 
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